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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 
Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
Einrichtung eines Weltmädchentages der Vereinten Na tionen  – Drucksache 17/7021 –  
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. – Es 
gibt keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Rednerin der Kollegin Sabine Weiss  von der 
CDU/CSU-Fraktion das Wort. 
 
Sabine Weiss (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Am 
Wochenende bin ich in meinem Freundeskreis gefragt worden, welche Initiativen aus meinem Bereich, 
der Entwicklungspolitik, als Nächstes anstehen. Ich habe dann von unserem gemeinsamen Antrag zur 
Einrichtung eines Weltmädchentages der Vereinten Nationen berichtet. Ich habe geschil-dert, wie 
desolat und schlimm die Lebensbedingungen vieler Mädchen und junger Frauen in Teilen dieser Welt 
sind, wie sie benachteiligt werden, wie groß die Gewalt ihnen gegenüber ist. Ich habe von Zwangsver-
heiratung, von fast 15 Millionen Teenagerschwangerschaften, von mangelndem Zugang zu Bildung 
und zu Gesundheitsversorgung berichtet. Ich habe auch davon berichtet, dass 150 Millionen Mädchen 
unter 18 Jahren ihre ersten sexuellen Kontakte unter Anwendung von Gewalt erleben müssen.  
 
Meine Schilderungen der Situation von Mädchen wurden mit Entsetzen und der Aufforderung „Da 
muss aber dringend etwas getan werden“ aufgenommen. Dann wurde mir aber die Frage gestellt: 
Was wird sich an der Lebenssituation von Mädchen ändern, wenn es nun – neben all den anderen 
Tagen – auch noch einen UN-Mädchentag gibt? Wir können uns nicht vorstellen, dass auch nur ein 
Mädchen mehr aufgrund eines solchen Tages zur Schule geht. Das ist doch wieder alles nur 
Symbolpolitik. – Bei dieser Bemerkung habe ich angesichts der Offenheit erst einmal geschluckt. Im 
Kern ist etwas Wahres daran. Ein UN-Tag für die Rechte von Mädchen darf nicht zu reiner Symbolik 
verkommen. Wir brauchen ohne Zweifel einen UN-Mädchentag, aber als ersten Schritt. Seine bloße 
Existenz allein wird nicht das Ende des Leidens von vielen jungen Frauen und Mädchen markieren. 
 
Ich hoffe sehr, dass es gelingt, den 22. September zum UN-Mädchentag zu deklarieren. Es wäre ein 
erster und wichtiger Sieg im Sinne von mehr Aufmerksamkeit für die sehr schwierige Le-benssituation 
vieler Mädchen. Aber nur wenn wir es schaffen, diesen Tag mit Leben zu füllen, wird er sein eigentli-
ches Ziel erreichen. Das Bewusstsein weltweit muss geschärft werden, damit sich im Leben vieler 
Mädchen etwas zum Guten verändern kann. Wir können hier im Deutschen Bundestag keine Gesetze 
erlassen, die Genitalverstümmelung weltweit verbieten oder Zwangsverheiratung von Mädchen in 
anderen Ländern unter Strafe stellen. Aber wir können dafür sorgen, dass die Rechtlosig-keit und die  
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Unterdrückung von Mädchen ein Stück mehr ins Zentrum der Aufmerksamkeit rücken. Das tun wir 
heute und hier mit unserer Debatte und der Forderung nach einem UN-Mädchentag. 
 
Ich habe leider nicht die Zeit, auf alle im Antrag geschilderten Missstände und Benachteiligungen von 
Mädchen weltweit einzugehen. Damit würde ich wohl – sehr zum Missfallen des Präsidenten – meine 
Redezeit um ein Vielfaches überschreiten. Daher möchte ich heute Abend einen Punkt herauspi-cken. 
Weltweit sind schätzungsweise 150 Millionen Frauen genitalverstümmelt. Jedes Jahr kommen 3 Millio-
nen Mädchen hinzu. Genitalverstümmelung ist eine furchtbare Menschenrechtsverletzung, unter der 
die Opfer physisch und psychisch ihr Leben lang leiden. Viele Mädchen überleben diese Prozedur erst 
gar nicht. 
 
Ich habe vor einiger Zeit einen Aufklärungsfilm über Genitalverstümmelung gesehen. Der Film zeigt 
dieses tagtäglich an Mädchen begangene Verbrechen mit schonungsloser Offenheit. In einer Szene 
wird ein Mädchen von seiner eigenen Mutter festgehalten, damit eine Frau, bewaffnet mit einer 
schmutzigen Rasierklinge, ihr blutiges Geschäft vollenden kann. Danach näht diese Frau das Mäd-
chen wie ein Stück gerissenen Stoff zu. Die ins Mark gehenden Schreie dieses Mädchens verfolgen 
mich noch heute. Diese barbarische Tortur müssen jedes Jahr 3 Millionen Mädchen erleiden. Wenn 
ich mir das vorstelle, dann finde ich, dass es höchste Zeit ist, durch einen UN-Mädchentag mehr Auf-
merksamkeit auf diese furchtbare Praxis zu richten.  
 
Da muss der Finger in die Wunde gelegt werden, und zwar permanent, damit das Bewusstsein für 
das, was man Töchtern und Ehefrauen durch Genitalverstümmelung antut, wächst. Es gibt noch viel 
zu viele Länder, in denen diese grausame Menschenrechtsverletzung aufgrund irgendwelcher Tradi-
tionen an der Tagesordnung ist. Wenn ein UN-Mädchentag helfen kann, dieses Bewusstsein zu schär-
fen, dann brauchen wir diesen Tag eher heute als morgen. 
 
Mein herzlicher Dank geht an dieser Stelle an die Mitglieder des Parlamentarischen Beirats für Bevöl-
kerung und Entwicklung der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung. Dieser Beirat beschäftigt sich mit 
Themen wie der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und den Rechten von Frauen und Mädchen. 
In diesem überfraktionellen Beirat wurde auch die Idee zu diesem Antrag geboren. Meine geschätzte 
Kollegin Frau Roth hat dann einen ersten Entwurf erarbeitet. Auch dafür meinen herzlicher Dank! 
 
Dass es dieser Antrag hier und heute ins Plenum des Deutschen Bundestages geschafft hat, freut 
mich sehr. Es wundert mich aber auch nicht; denn in dem Beirat arbeiten wir überfraktionell sehr gut 
und konstruktiv zusammen. Die unterschiedlichen Fraktionen sind ja sonst in manchen bis vielen 
Dingen unterschiedlicher Meinung; das zeigt sich auch in entsprechend kontroversen Diskussionen 
hier im Plenum. Aber unser gemeinsamer Antrag zeigt, dass wir auch an einem Strang ziehen und 
gemeinsam für eine Sache eintreten können. 
 
Die Einrichtung eines UN-Mädchentages ist ein erstrebenswerter erster und wichtiger Schritt und 
damit keine Symbolpolitik. Es ist an uns allen, diesen Tag, sollte er – hoffentlich – kommen, mit Leben 
und Aufmerksamkeit zu füllen; denn nur so kann er sein Ziel erreichen. Herzlichen Dank.  
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat die Kollegin Karin Roth  von der SPD. 
 
Karin Roth (Esslingen) (SPD):  
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  
Wir beraten heute einen gemeinsamen Antrag zur Einrichtung eines Weltmädchentages der Vereinten 
Nationen. Kollegin Weiss hat gerade sehr eindrücklich geschildert, wie wichtig es ist, dass wir hierzu  
eine gemeinsame Verabredung treffen. Wir müssen in der Welt deutlich machen, dass wir die unter-
schiedlichen Initiativen, die es bereits gibt, unterstützen. Ich bin sehr froh, dass es zwischen uns – bei  
allen Unterschieden – viele Gemeinsamkeiten gibt und dass wir dies auch zum Ausdruck bringen. Die 
vorangegangene Debatte, in der deutlich wurde, dass wir das Thema Bildung in den Mittelpunkt  
rücken und die damit verbundenen Herausforderungen bewältigen müssen, war ein Beweis dafür, 
dass wir noch viele Initiativen ergreifen müssen, um auf diesem Gebiet voranzukommen. 
 
Im Hinblick auf die Frage „Handelt es sich hierbei um Symbolik oder ist das ein notwendiger Schritt?“ 
sollten wir Frauen uns unsere eigene Situation bewusst machen. Auch wir Frauen haben unsere  
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Erfolge nicht von heute auf morgen erzielt. Es bedurfte eines Frauentages und einer Frauenbewe-
gung, um erfolgreich zu sein. Wir alle haben uns zusammengeschlossen und gemeinsam gekämpft.  
 
Es geht darum, das Bewusstsein der Frauen in den betreffenden Ländern zu schärfen, Aufklärung zu 
organisieren und den Frauen Mut zu machen, aus ihrem Teufelskreis herauszukommen. Das gilt nicht 
nur für das Thema Genitalverstümmelung – hier bin ich voll und ganz Ihrer Meinung –, sondern auch 
auf anderen Gebieten. Mit der Einrichtung eines Weltmädchentages ist die große Aufgabe verbunden, 
Aufklärung zu organisieren, den Mädchen Mut zu machen, für ihre Rechte zu kämpfen und überall 
dort, wo es brennt, den Finger in die Wunde zu legen. 
 
Ich möchte an einem Beispiel deutlich machen, dass dieses Thema viele Facetten hat. In Nepal gibt 
es Mädchen aus dem Stamm der Kamalari, die schon mit sechs Jahren verkauft werden. Eines dieser 
Mädchen schrieb das möchte ich zitieren –: 

 
Meine Kindheit war zu Ende, als ich sechs Jahre alt war. Da verkauften mich meine Eltern per 
Handschlag für 120 Euro nach Kathmandu. Man hatte mir versprochen, dass ich zur Schule 
gehen würde. Aber ich wurde als Dienerin verkauft und nicht als Schülerin. 
Mein Arbeitstag beginnt morgens um vier – Putzen, Kochen, Waschen –, und oft werde ich 
geschlagen. 

 
In Nepal ist Kinderhandel verboten – theoretisch. Praktisch findet er dort aber jeden Tag statt. Ich 
selbst habe mit Mädchen in Kathmandu gesprochen, die das alles erlebt haben. 
 
Es gibt eine große Diskrepanz zwischen den Gesetzen und deren Einhaltung. Das kennen wir auch 
von unserer Republik. Es gibt eine große Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Mädchen 
sind Sklavinnen. Sie sind diejenigen, die dienen und die misshandelt und sexuell missbraucht werden 
– millionenfach. Allein das ist ein Grund dafür, einen UN-Tag für Mädchen einzuführen; denn 
Menschenrechte gelten für alle, für Männer und Frauen gleichermaßen. Die Ausbeutung und 
Benachteiligung von Mädchen geschieht aber, ohne dass es einen großen Protest gibt. 
 
Die Geringschätzung von Mädchen und Frauen hat tiefe Wurzeln. Das haben wir heute Morgen auch 
diskutiert. Grund dafür sind die kulturellen Denkweisen, die Traditionen und die religiösen Überzeu-
gungen, nach denen Mädchen und Frauen gegenüber Jungen minderwertig sind. Diese Schranke zu 
durchbrechen, diese kulturelle Barriere zu überwinden, die mehr oder weniger dazu führt, dass 
Mädchen in diesen Gesellschaften so behandelt werden, ist das Komplizierteste, was wir uns mit 
diesem Weltmädchentag der Vereinten Nationen vornehmen. 
 
Deshalb verlangen wir nichts weniger als den Versuch, das Miteinander in diesen Gesellschaften zu 
verändern. Dazu können wir nicht in allen, aber in vielen Bereichen beitragen. Es gibt wirklich Dinge, 
die gleichzeitig angepackt werden müssen – eben nicht nur die Bildung, sondern vieles zusammen –, 
und zwar mit vereinten Kräften. 
 
Wir wissen – das haben wir schon gehört –, dass gebildete Freitag, 23. September 2011 später 
gebären und vor allen  
Dingen weniger Kinder haben. Wenn sie ausgebildet sind, sind sie produktiver und auch selbstbe-
wusster. Meine Kollegin Kofler hat es schon gesagt: Die besser Ausgebildeten tragen stärker zum 
Bruttosozialprodukt bei. Auch aufgrund des Berichtes der Weltbank ist klar: Bildung lohnt sich auf 
jeden Fall – nicht nur für die Mädchen, sondern auch für die Gesellschaft. 
 
Wir wissen, dass 70 Prozent der mehr als 1 Milliarde Menschen, die heute hungern, weiblich sind.  
Auch das zeigt, dass Mädchen besonders betroffen sind. Frau Kollegin Kofler, Sie haben es gesagt: 
100 Millionen Mädchen sind von Kinderarbeit betroffen, weshalb sie gar nicht zur Schule gehen  
können. Auch das muss gesehen werden. Deshalb brauchen wir auch Maßnahmen dafür, dass 
Mädchen lernen können und nicht arbeiten müssen. 
 
Nicht zu vergessen sind auch die HIV-Infektionen, die Frauen und insbesondere junge Mädchen 
betreffen, die Müttersterblichkeit und die 6 Millionen ungewollten Teenagerschwangerschaften jedes 
Jahr, von denen viele mit Abtreibungen und erheblichen gesundheitlichen Folgen verbunden sind. 
Es geht also darum, große Tabus in diesen Ländern zu brechen. Hier müssen wir mithelfen. Wenn 
Mädchen zum Beispiel nicht aufgeklärt werden, dann führt das dazu, dass sie keine entsprechende  
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Prävention betreiben können. 
 
Deshalb sage ich an dieser Stelle: Es herrscht eine große Doppelmoral, wenn man einerseits die 
Millionen Opfer von HIV/Aids und der Müttersterblichkeit beklagt, aber andererseits nicht das 
Notwendige dagegen tut. Das Notwendige zu tun, heißt aus meiner Sicht, dass wir im Rahmen 
unserer Entwicklungspolitik dafür sorgen müssen, dass die Mädchen trotz der päpstlichen Anweisung 
einen kostenlosen Zugang zur Aufklärung und zu Verhütungsmitteln haben.  
 
Das ist eine entscheidende Maßnahme; denn es geht darum, dass man nicht nur die Zustände 
beschreibt, sondern auch die Wege öffnet, statt sie zu verschließen. Deshalb wundert es mich doch 
schon sehr, Frau Kollegin Kopp, dass die Bundesregierung die Mittel für den Bevölkerungsfonds der 
Vereinten Nationen, UNFPA, dessen Schwerpunkt das Thema Familienplanung ist, um 9 Prozent 
reduziert, anstatt wenigstens das zu erhalten, was im vergangenen Jahr in diesem Bereich 
ausgegeben worden ist. 
 
Aber heute geht es um Gemeinsamkeiten. Meine Kollegin Weiss hat das Thema Genitalverstümme-
lung angesprochen, und es gibt weitere Themen. Ich denke, es kommt darauf an, dass die Würde der 
Mädchen, die Unversehrtheit des Körpers und die Frage der Vergewaltigung von Mädchen genauso in 
den Blick genommen werden wie alle anderen Dinge auch. Wir wollen mit diesem Mädchentag dazu 
beitragen, dass sich am Ende der Blickwinkel in den Ländern verändert. 
 
Ich wünsche mir, dass wir uns gemeinsam dafür engagieren, dass kein Mädchen auf der Welt mehr 
ausgebeutet, ignoriert, verletzt, unterdrückt, gegen ihren Willen verheiratet, zwangsprostituiert oder 
verkauft wird. Wenn es uns mit diesem Mädchentag gelingt, hier eine stärkere Aufmerksamkeit zu 
erreichen und die Welt ein Stück weit zu verändern, dann lohnt es sich, für diesen Tag nicht nur zu 
kämpfen, sondern ihn in allen Bereichen mit unserem Geld, unserem Engagement, unserem Wissen 
und unserer Kompetenz anständig zu unterstützen. Vielen Dank. (Beifall bei der SPD, der FDP und dem 
Bündnis 90/Die Grünen sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Für die FDP hat jetzt die Kollegin Helga Daub  das Wort. 
 
Helga Daub (FDP):  
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen! Ein Weltmädchentag der 
Vereinten Nationen? Ja, wir halten dies für eine wichtige und gute Initiative – so gut, dass wir einen 
fraktionsübergreifenden gemeinsamen Antrag formuliert haben. An dieser Stelle möchte ich allen ganz 
herzlich danken, die daran mitgewirkt haben. 
 
Einige werden sich natürlich fragen, warum wir einen Weltmädchentag fordern. Es gibt doch schon zu 
vielen Themen und Anlässen, die Kinder betreffen, besondere Tage, entsprechende UN-Konventio-
nen und Resolutionen. Wir haben in Deutschland auch eine Kinderkommission, was begrüßenswert 
und sinnvoll ist. Obwohl wir uns Gott sei Dank mittlerweile viel intensiver mit den Rechten und dem 
Wohlergehen von Kindern beschäftigen, zeigt die Wirklichkeit, dass gerade Mädchen und junge 
Frauen noch stärkerer Beachtung bedürfen. 
 
Zwar sind wir in der sogenannten entwickelten Welt in den letzten Dezennien schon ein ganzes Stück 
vorangekommen. Frau Roth, Sie haben gesagt, dass noch viel zu tun sei. Das ist richtig. Auch wissen  
wir, welch wertvolles und letztlich unverzichtbares Potenzial Mädchen und junge Frauen haben und 
dass sie eine Bereicherung für die Gesellschaft sind. Bei uns ist es noch gar nicht so lange her, dass 
es hieß: Mädchen brauchen doch keine höhere Bildung. Sie heiraten am Ende ja doch. – In der Regel 
führte das dann geradewegs allenfalls in eine Hauswirtschaftsschule.  
 
Nicht, dass ich das herabwürdigen möchte, aber die höhere Bildung blieb den Mädchen dann 
verschlossen. Ich denke, dass es auch hier Kolleginnen gibt, die diese Geisteshaltung wie ich noch 
miterlebt haben. Heute müssen wir – jedenfalls bei uns – viel eher aufpassen, dass nicht kleine 
Jungen die Bildungsverlierer sind; das aber nur am Rande. Unser Antrag bezieht sich auf Mädchen, 
die in Gesellschaften leben, die ein völlig anderes Verständnis von der Rolle von Mädchen und jungen 
Frauen haben. In aller Regel ist dieses Verständnis traditionell bedingt. 
 
Häufig genug finden wir dieses Verhaltensmuster in weniger entwickelten, armen Ländern. Bildung,  
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wenn überhaupt, kommt in diesen Ländern oft genug nur den Jungen zugute. Im Bildungsbereich  
haben wir in einigen Ländern schon gute Fortschritte erzielt. Auch bei dem anderen Antrag – dies 
haben meine Vorrednerinnen schon gesagt – ist noch viel zu tun. Das werden wir machen. 
 
Bildung bedeutet Aufklärung, Wissen und Bewusstsein, damit die nächsten Generationen von Mäd-
chen mit mehr Rechten und unter größerem Schutz vor alltäglicher Unterdrückung und Gräueltaten 
aufwachsen können. Es darf nicht einfach hingenommen werden, dass Mädchen zum Beispiel 
zwangsverheiratet werden, zur Prostitution gezwungen werden oder sogar – auch davon haben wir 
eben gehört – verkauft werden. Mädchen haben genau wie Jungen Rechte und Würde. Sie sind keine 
Ware. (Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD und dem Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Traditionen sind durchaus oft etwas Gutes, Bewahrenswertes. Es gibt aber Traditionen, die mit unse-
rem Verständnis von Menschenwürde und Menschenrechten völlig unvereinbar sind. Genitalverstüm-
melungen sind ein furchtbares Beispiel für eine solche Tradition, die Ächtung verdient, Ächtung in aller 
Konsequenz. Es darf nicht reichen, dass Staaten dieses grausame Ritual zwar gesetzlich verbieten, 
eine Mehrheit der Gesellschaft in diesen Staaten es aber duldet, weil es eben Tradition ist. 
 
Um dieses und um weitere wichtige Grundlagen wie Gesundheit und Familienplanung ins Bewusst-
sein der Menschen zu bringen, fordern wir die Einrichtung eines Weltmädchentages der Vereinten 
Nationen am 22. September. 
 
Wir alle wissen um die gesundheitlichen Probleme von Mädchen und Frauen in vielen Ländern. Sie 
bekommen zum Beispiel schon sehr früh Kinder, zu einer Zeit, in der sie selber noch Kinder sind. 
Neben allen gesundheitlichen Problemen, die sich daraus ergeben, kommt häufig hinzu, dass sie 
noch nicht einmal ausreichend Nahrung für diese Kinder haben. Die Zahl der HIV-Infektionen bei 
Mädchen und jungen Frauen ist sehr viel höher als bei Jungen und jungen Männern. Deshalb ist 
hier Aufklärung sehr wichtig. Will man den Teufelskreis von Armut durchbrechen, sind Aufklärung, 
Bildung und das Aufbrechen von Geschlechterstereotypen unabdingbar. 
 
Die Weltbank hat am Montag in Washington ihren diesjährigen Weltentwicklungsbericht veröffentlicht. 
Der Bericht der Weltbank fasst diese Problematik sehr gut und konkret zusammen, zeigt aber auch 
Beispiele und Wege auf, wie sich die Landschaft der Entwicklungsländer verändern könnte, wenn es 
mehr Chancengleichheit und Geschlechtergerechtigkeit gäbe. 
 
In den Entwicklungsländern „fehlen“ demnach geschätzte 3,9 Millionen Frauen in jedem Jahr, weil 
Mädchen eine höhere Sterblichkeitsrate aufweisen, weil sie wegen einer Präferenz für Söhne nie 
geboren werden oder später als Mütter im Kindbett sterben. Der Bericht nennt noch weitere konkrete 
Beispiele. Ich möchte nur zwei aus der Landwirtschaft ausführen. 
 
Wenn Bäuerinnen dieselben Voraussetzungen und Möglichkeiten wie Bauern hätten, könnte die 
Maisernte in Malawi um 11 Prozent und in Ghana sogar um 17 Prozent gesteigert werden. Oder: Die 
UN-Organisation für Ernährung und Landwirtschaft schätzt, dass die landwirtschaftlichen Erträge in 
Entwicklungsländern um 2,5 bis 4 Prozent wachsen würden, wenn Bäuerinnen denselben Zugang zu 
Ressourcen wie Bauern hätten. Diese Zusammenhänge gilt es, bewusst zu machen. Auch deshalb 
fordern wir den Weltmädchentag der Vereinten Nationen. 
 
Natürlich wäre es mit der Ausrufung eines solchen Tages allein nicht getan. Wir brauchen Aktionen, 
und zwar nicht nur bei uns, sondern gerade auch in den Ländern, in denen wir diese Traditionen 
aufbrechen wollen. Das ist auf jeden Fall eine schwere Aufgabe. Aber ein chinesisches Sprichwort  
lautet: Auch der längste Weg beginnt mit einem kleinen Schritt. – Ein Schritt wäre die Einführung eines 
Weltmädchentages am 22. September. Danke.  
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat die Kollegin Heike Hänsel von der Fraktion Die Linke.  
 
Heike Hänsel (Die Linke):  
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!  
Ich möchte aus aktuellem Anlass hier erst einmal meinen Protest äußern. Ich komme gerade von 
einer Demonstration am Brandenburger Tor, wo sich viele Menschen versammelt haben, die gegen  
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die anstehende Hinrichtung von Troy Davis demonstrieren. Dieser US-Amerikaner wird, wenn nichts 
mehr passiert, in wenigen Stunden, um 1 Uhr unserer Zeit, mit einer Giftspritze hingerichtet werden.  
Ich finde es einen Skandal, dass es dazu vom Bundestag leider keinen Protest gab. 
 
Ich frage auch die Bundesregierung, was sie gemacht hat, um sich für das Leben von Troy Davis 
einzusetzen. Ich fordere für unsere Fraktion die sofortige Aussetzung der Hinrichtung und die 
Begnadigung von Troy Davis. (Beifall bei der Linken sowie bei Abgeordneten der SPD und des Bündnisses 90/Die 
Grünen) 
 
Für uns ist die Todesstrafe inakzeptabel, egal in welchem Land. Sie ist für uns staatlicher Mord. Wenn 
wir hier von Menschenrechten sprechen – es war gerade viel von Menschenrechten die Rede –, dann 
ist es unsere Aufgabe als Bundestag, ein starkes Signal zu geben und uns dafür einzusetzen, dass 
diese Hinrichtung nicht stattfindet. Der Antrag unserer Fraktion, in dem wir die Aussetzung der 
Hinrichtung und die Begnadigung von Troy Davis gefordert haben, ist leider von allen anderen Frak- 
tionen abgelehnt worden ist. (Sevim Dağdelen  [Die Linke]: Pfui! Schämen Sie sich!) 
 
Weil nur noch wenige Stunden bleiben und momentan viele Menschen in vielen Ländern weltweit auf 
die Straße gehen, um ein letztes Signal gegen die Hinrichtung zu setzen, möchte ich aus diesem 
aktuellen Anlass auch vom Bundestag ein Signal aussenden: Wir fordern die Begnadigung und 
Freilassung von Troy Davis, der seit mehr als 20 Jahren unschuldig im Gefängnis sitzt. Auch Amnesty 
International hat den Prozess kritisiert. 
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich bitte Sie aber, jetzt zum Tagesordnungspunkt zu sprechen. 
 
Heike Hänsel (Die Linke):  
Herr Präsident, ich denke, Menschenrechte müssen im Bundestag einen breiten Raum einnehmen. 
 
Ich komme jetzt zum Weltmädchentag. (Manfred Grund  [CDU/CSU]: Ach ja!) 
 
Prinzipiell unterstützen wir eine solche Initiative. Ich muss dazusagen: Es wurde von keiner Fraktion 
erwähnt, dass wir nicht angesprochen wurden, an diesem Antrag mitzuarbeiten. Wir halten auch das 
für ein völlig undemokratisches Vorgehen. Ich finde, es ist kein Aushängeschild für die Grünen und die 
SPD, dass sie ständig bei einer solchen Ausgrenzung mitmachen. (Christian Lange  [Backnang] [SPD]: So 
schlimm ist das nicht!) 
 
Das ist der erste Punkt. Zweitens. Wir unterstützen im Prinzip die Initiative für einen Weltmädchentag, 
aber es steht auch sehr viel Symbolpolitik dahinter. Ich finde diese Kritik berechtigt.  
 
Wir haben zum Beispiel heute den Internationalen Tag des Friedens, den Weltfriedenstag der 
Vereinten Nationen. Wer hat ihn erwähnt, oder wer hat irgendeine Initiative entwickelt? Das heißt, es  
handelt sich um Symbolpolitik, wenn Politik nicht konkret gestaltet wird, um die Rechte von Mädchen 
durchzusetzen. Das sind grundlegende Menschenrechte. (Helga Daub  [FDP]: Zum Weltmädchentag!) 
 
An diesem Antrag kritisieren wir genau das, was auch Sie, Frau Roth und Frau Daub, gemacht haben: 
Sie heben sehr stark auf die kulturellen und religiösen Traditionen ab, die zur Verletzung von  
 
 
Mädchen- und Frauenrechten führen. Das stimmt, aber der zugrunde liegende Hauptfaktor ist die 
extreme Armut. (Karin Roth  [Esslingen] [SPD]: Habe ich gesagt!) 
 
Meinen Sie allen Ernstes, Eltern verkaufen gerne ihre Kinder? Die extreme Armut zwingt sie dazu. 
Deswegen müssen wir eine Politik entwickeln, die Armut bekämpft, statt noch mehr Armut zu 
produzieren. (Beifall bei der Linken) 
 
Für uns sind die sozialen Rechte und ihre Durchsetzung elementar, weil sie den Zugang zu Bildung 
und Gesundheit ermöglichen und dadurch viele progressive Prozesse entstehen, die zur Aufklärung 
und Emanzipation führen. Diese sozialen Rechte können nur dann umgesetzt werden, wenn es zum 
Beispiel soziale Sicherungssysteme gibt, sowohl in den Entwicklungsländern als auch in Europa. 
Um diesen Kampf geht es. Wir brauchen den Kampf um die sozialen Rechte weltweit. Sie sind der  
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beste Beitrag zur Umsetzung von Frauen- und Mädchenrechten. (Beifall bei der Linken) 
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt Uwe Kekeritz für Bündnis 90/Die Grünen. 
 
Uwe Kekeritz (Bündnis 90/Die Grünen):  
Werte Kolleginnen und Kollegen! Herr Präsident! Ich möchte kurz auf Frau Hänsel eingehen, die uns  
gerade vorgeworfen hat, dass ihre Fraktion nicht involviert war. Der Vorwurf ist auch speziell gegen 
die Grünen und die SPD gerichtet worden. Ich möchte ganz klar betonen, dass ich sehr wohl einige 
Mitglieder der Fraktion Die Linke angesprochen und vorgeschlagen habe, den Antrag gemeinsam zu 
machen: Wenn wir das machen, dann finden wir auch einen Weg und eine Lösung. – Darauf kam aber 
keine Reaktion. Deswegen haben wir das dann anders gemacht. (Dr. h. c. Gernot Erler [SPD]: Hört! Hört! – 
Heike Hänsel [Die Linke]: Das stimmt doch nicht!)  
 
- Von euch wurde noch nicht einmal ein entsprechender Versuch unternommen. Das ist natürlich nicht 
nur Sache der Grünen oder der Sozialdemokraten, sondern auch der Linken. Mehr kann ich dazu 
nicht sagen. (Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen sowie bei Abgeordneten der SPD – Heike Hänsel [Die Linke]: Ich wurde 
nicht angesprochen! Welche Abgeordnete von uns hat er angesprochen?) 
 
Drüber reden wir nachher. Der Antrag auf Einrichtung eines Weltmädchentages geht auf eine gemein-
same Initiative zurück. Das macht mich so entspannt. Es ist schön, einen Antrag vorliegen zu haben, 
dem alle zustimmen können. Frau Weiss hat die Frage gestellt: Bringt denn ein weiterer Tag noch 
etwas? Es gibt schon so viele Tage, die wir nicht kennen. Ist das nicht reine Symbolpolitik? – Ich den-
ke, dass ein Weltmädchentag durchaus das Potenzial hat, irgendwann einmal mit dem Internationalen 
Frauentag verglichen zu werden. Das wird nicht von heute auf morgen gehen. Aber zwischen 
Mädchen- und Frauenpolitik ist ohnehin nicht zu trennen. 
 
Ein Weltmädchentag hat auf jeden Fall enormes Potenzial, gefeiert und zelebriert zu werden. Es wird 
die Möglichkeit bestehen, an einem solchen Tag bestimmte Mädchenthemen anzusprechen. Solche 
Themen haben Frau Roth, Frau Weiss und Frau Daub ausreichend angesprochen. Ich möchte nicht 
noch mehr zum Thema Genitalverstümmelung sagen. Dieses Thema kann und wird aufgegriffen 
werden. Es wird die Köpfe der Menschen erreichen und in das Bewusstsein dringen. 
 
Der Fokus muss in Zukunft ganz klar darauf gerichtet sein, dass Frauen- und Mädchenpolitik 
zusammengehören. Die Mädchen müssen schon von klein auf gefördert werden; denn die Frauen 
sind – das ist mein Lieblingszitat – die Trägerinnen der Entwicklung.  
 
Das ist schon längst statistisch belegt; noch heute Morgen haben wir darüber diskutiert. Es ist klar 
belegt, dass Bildung auf den demografischen Faktor und den Lebensstandard von Familien Einfluss  
hat, sogar volkswirtschaftlich positiv wirkt und die Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit ist. 
 
Eine junge Frau, die eine grundlegende Schulausbildung hat, wird wesentlich später Kinder 
bekommen. Sie wird im Durchschnitt 2,2 Kinder weniger bekommen. Sie trägt zudem durch ein 
höheres Einkommen und größere berufliche Freiheiten zum volkswirtschaftlichen Wachstum bei. 
Dieses Wachstum ist anders zu bewerten als das Wachstum, welches üblicherweise zugrunde gelegt 
wird. Wenn ein Land Öl verkauft, schießt das Wachstum natürlich in die Höhe. Aber in der Regel hat 
die Bevölkerung nichts davon. Wenn Bildungspolitik bei Mädchen und Frauen ansetzt, dann verteilt 
sich das Wachstum gleichmäßiger; das ist sehr positiv. 
 
Warum Frauen Trägerinnen der Politik sind, ist klar. Es ist aber absolut negativ zu bewerten, dass die 
Weltgemeinschaft zwischen 1960 und 2000 dies im Prinzip nicht erkannt hat. Das ist der eigentliche 
Skandal in der gesamten Entwicklungspolitik. Das ist nicht nur meine These, sondern auch die der 
Weltgemeinschaft. Mit den Millenniumszielen wurde dieses Manko im Prinzip beseitigt; denn dort steht 
die Frauenförderung ganz oben auf der Agenda. Beim Millenniumsziel 2 geht es um die besondere 
Berücksichtigung der Situation der Frauen. Die Millenniumsziele 4, 5 und 6, bei denen es um die 
Gesundheit geht, beinhalten auch Frauenthemen. 
 
Ich möchte zum Schluss noch etwas Positives sagen. Herrn Niebel stimme ich grundsätzlich nicht zu. 
Aber jetzt muss ich ihn loben; Frau Kopp, teilen Sie ihm das bitte mit. Er hat nämlich inzwischen  
schriftlich zugesagt, dass er sich auf UN-Ebene für die Einrichtung eines Weltmädchentages  
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verwenden wird. Herzlichen Dank. Ich hoffe, dass er wirklich aktiv dabei ist. Danke schön.  
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort dem Kollegen Niema Movassat von der Fraktion Die 
Linke. 
 
Niema Movassat (Die Linke):  
Danke, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen und Kollegen,  
eine Richtigstellung sei mir an dieser Stelle gestattet; denn das, was Sie gesagt haben, lieber Herr 
Kollege Kekeritz, kann man so nicht stehenlassen. Es ist richtig, dass Sie uns den Vorschlag gemacht 
haben, einen eigenen wortgleichen Antrag einzubringen und so CDU/CSU und FDP dazu zu bringen, 
für diesen Antrag zu stimmen. Aber das sind Kinderspiele, an denen wir uns nicht beteiligen wollen. 
Entweder wir werden in ein solches Verfahren vernünftig einbezogen oder gar nicht, aber es gibt kein 
Zwischending.  
 
Es ist allen hier im Hause bekannt, dass CDU und CSU aus einer ideologischen Verbohrtheit heraus 
es selbst bei solchen Themen ablehnen, gemeinsame Anträge zu stellen. Das ist doch die Realität. 
Solange das so ist und Sie von den Grünen und von der SPD sich auf diese Spiele einlassen, wird es 
keine gemeinsamen Initiativen des ganzen Hauses geben. Das zeugt letztlich von Ihrem mangelnden 
Selbstbewusstsein. Danke schön. (Beifall bei der Linken) 
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Möchten Sie erwidern, Herr Kekeritz? – Bitte schön. 
 
Uwe Kekeritz (Bündnis 90/Die Grünen):  
Ich bin davon überzeugt – jetzt wisst ihr, mit wem ich gesprochen habe –, dass wir bei diesem Thema 
durchaus gemeinsam hätten aktiv werden können. Ich hatte ganz klar den Eindruck, dass vonseiten 
der Linken diesbezüglich nichts kommt. 
 
Ich teile grundsätzlich deine Kritik und verstehe deinen Wunsch, dass ihr vernünftig einbezogen 
werden wollt, wenn es dafür gute Argumente gibt. Ich teile die Kritik auch aufgrund der Erfahrung der 
Grünen. Ich weiß genau, wie mit den Grünen vor 20, 25 Jahren in den Parlamenten umgegangen 
wurde. Wir haben das damals kritisiert, und ich finde, dass auch heute eine Kritik an dieser 
Vorgehensweise durchaus berechtigt ist. (Beifall bei Abgeordneten des Bündnisses 90/Die Grünen und der Linken) 
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt hat nun die Kollegin Nadine Schön von der 
CDU/CSU-Fraktion das Wort.  
 
Nadine Schön (St. Wendel) (CDU/CSU):  
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  
Im Frühjahr hatte ich die Gelegenheit, nach Afghanistan zu reisen, dort mit der Zivilbevölkerung in 
Kontakt zu kommen und mit vielen Menschen zu sprechen. Was mich dort am meisten beeindruckt 
hat, waren die Mädchen. Die Erinnerungen an den Besuch einer Schule in Masar-i-Scharif sind das 
Erste, was mir einfällt, wenn ich an die Begegnungen vor Ort zurückdenke. Die Begeisterung, mit der 
die Mädchen dort in den über 40 Grad heißen Zelten saßen, die als Schulraum dienten, die Art und 
Weise, wie sie von ihren Zukunftsplänen berichteten, war überwältigend. Ihre Botschaft war: Wir 
wollen lernen, wir wollen unser Leben selbst in die Hand nehmen, und wir wollen eines: Wir wollen 
unser von Kriegen zerfressenes Land gemeinsam aufbauen, in Freundschaft mit anderen Völkern und 
Nationen. Wir, die Mädchen und Frauen, sind dabei ganz entscheidend.  
 
An diese Mädchen wollen wir heute mit unserer Debatte zum Weltmädchentag der Vereinten Nationen 
denken. Ich freue mich sehr, dass wir dieses in großer Geschlossenheit mit einem gemeinsamen 
Antrag tun. Heute plädiert zumindest der größte Teil des Hauses für einen Weltmädchentag. 
 
Was versprechen wir uns davon? Es sind zwei Dinge. Zum einen: Wir wollen auf globaler wie auf 
nationaler Ebene das Bewusstsein für die Situation von Mädchen, für ihre Rechte und Anliegen, die in 
vielen Gesellschaften keine ausreichende Berücksichtigung finden, schärfen. Wir wollen das 
Bewusstsein dafür schärfen, dass Mädchen in vielen Ländern ausschließlich aufgrund ihres 
Geschlechts diskriminiert werden, dass sie unter Gewalt und Unterdrückung leiden. Die Beispiele  
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dafür sind endlos. Gerade gestern wurde in der Nachrichtensendung Tagesthemen über die 
Abtreibungspraxis bei weiblichen Föten in Indien berichtet. Auch in unserem Land gibt es viel Leid 
unter Mädchen und Frauen. Auch das dürfen wir nicht vergessen. An all diese Mädchen wollen 
wir heute denken. 
 
Der Weltmädchentag sollte sich aber in meinen Augen nicht nur darauf beschränken, auf die Situation 
der Mädchen als Opfer aufmerksam zu machen. Nein, genauso wichtig erscheint mir, dass wir uns an 
einem sol-chen Tag ebenfalls vergegenwärtigen, dass Mädchen auch Hoffnung in vielen Ländern 
sind. Wir sollten uns vergegenwärtigen, dass sie Gestalterinnen und Stütze sind, gerade im 
gesellschaftlich schwierigen Umfeld, gerade in von Krisen, Kriegen und Katastrophen heimgesuchten 
Ländern. Die Mädchen und jungen Frauen in Afghanistan sind die besten Beispiele dafür, dass der 
Weltmädchentag auch zum Mutmachertag für viele werden kann. Damit uns das gelingt, muss dieser 
neue Tag auch mit Leben erfüllt werden. Dafür tragen viele Verantwortung. 
 
Deutschland kann dabei schon viele Erfolge vorweisen. Wir betrachten Mädchenpolitik weltweit – das 
gilt auch für die Gleichstellungspolitik – aus der Lebensverlaufsperspektive, und mit diesem Ansatz 
setzen wir Standards. Was heißt das? Gleichstellungspolitik aus der Lebensverlaufsperspektive heißt, 
dass staatliche und private Akteure sich bei allen Maßnahmen, die sie ergreifen, die Frage stellen, 
welche Auswirkungen diese auf Frauen und Männer in ihrem jeweiligen Lebensabschnitt und in den 
Übergängen zwischen den einzelnen Lebensphasen haben. Das ist ein ganz moderner Ansatz der 
Gleichstellungspolitik, der seinen Weg mittlerweile in die Dokumente und Strategien der Vereinten 
Nationen gefunden hat. 
 
Über diesen Rahmen hinaus sind wir anerkanntermaßen auf internationaler Ebene sehr aktiv, wenn es 
um die Rechte von Frauen und Mädchen geht. Beispielgebend ist etwa das deutsche Engagement bei 
der Frauenrechtskommission der Vereinten Nationen. Deutschland nimmt hier traditionell eine 
führende Rolle ein. Wir sind Vorbild und anerkannter Partner für viele Staaten. Wir bringen uns ein mit 
Inhalten, mit Veranstaltungen, mit Dialog und Beratung. Viele von Ihnen, liebe Kolleginnen, waren 
auch schon selbst dabei. 
 
Zu erwähnen ist auch der Ostseerat, dessen Vorsitz Deutschland seit wenigen Wochen hat. Hier soll 
in den kommenden Monaten das Thema Menschenhandel eines der Schwerpunktthemen sein. Die 
Reihe der Beispiele deutschen Engagements in der Welt ließe sich fortsetzen.  
 
Auch auf nationaler Ebene können wir Erfolge vorweisen. Nur beispielhaft will ich nennen die Verbes-
serungen beim Schutz von Mädchen und Frauen vor Gewalt, zum Beispiel durch das Bundeskinder-
schutzgesetz, das wir gerade beraten, oder auch durch das 2. Opferrechtsreformgesetz von 2009. Ein 
Meilenstein wird die bundesweite Notrufnummer sein, an der wir gerade arbeiten. 
 
Nicht zuletzt unterstützen wir Nichtregierungsorganisationen. So fördert das Bundesfamilienministeri-
um beispielsweise – das ist gerade aktuell – den im Oktober stattfindenden internationalen Kongress 
von Terre des Femmes zur Stärkung von Mädchenrechten. Wissenschaftlern und Praktikern wird hier 
die Möglichkeit geboten, sich zu vernetzen und auch mit Politikern und Journalisten zu reden. Es geht 
darum, Erfahrungen auszutauschen und darüber zu diskutieren, wie die Rechte von Mädchen trotz 
schwieriger Rahmenbedingungen in verschiedenen Ländern der Welt am besten umgesetzt werden 
können. Bundespräsident Christian Wulff wird den Kongress eröffnen. Ich finde, das ist ein gutes, ein 
tolles Zeichen für die Solidarität Deutschlands mit den Mädchen und Frauen in aller Welt.  
 
Genau dieses Zeichen der Solidarität wollen wir auch heute mit unserem Antrag zum Weltmädchentag  
setzen. Auch das wird uns wieder ein Stück voranbringen – im Sinne der Mädchen in Afghanistan, in 
Deutschland, in der ganzen Welt. Danke. 
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP, Bündnis 
90/Die Grünen auf Drucksache 17/7021 mit dem Titel „Einrichtung eines Weltmädchentages der 
Vereinten Nationen“. 
Wer stimmt für diesen Antrag? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Der Antrag ist bei Enthaltung der 
Fraktion Die Linke mit den Stimmen aller übrigen Fraktionen angenommen. 


